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Eberhard Thiel

Spar-Etat 76

W enn das Defizit des Bun
deshaushalts 1976 auf 

knapp 40 Mrd. DM begrenzt wer
den soll, kann dies nur durch 
Kürzung der ursprünglichen Aus
gabenplanungen und durch Ab
gabenerhöhungen erreicht wer
den; das gleiche gilt aus heuti
ger Sicht auch für 1977. Die 
Maßnahmen, die zur Sanierung 
ergriffen werden sollen, und ihre 
Folgen sind jedoch Indikatoren 
für die Qualität der Sanierungs
politik.

Zur Begrenzung des Ausga
benwachstums sollen bislang 
vor allem die Ansätze für die 
Ausbildungsförderung,die Raum
ordnung, die Sparförderung, die 
Landwirtschaft und die For
schung vermindert werden. Zu
dem soll ein Teil der Zuschüsse 
für die Arbeitslosenunterstüt
zung auf dem Wege der Bei
tragserhöhung eingespart wer
den. Noch lange nicht ausdisku
tiert sind dagegen Begrenzungen 
bei den Personalaufwendungen 
im öffentlichen Dienst, sei es 
durch Einsparungen bei den Ge
hältern, sei es beim Personal. 
Überdies wird eine Kürzung der 
Finanzierung der Gemeinschafts
aufgaben angestrebt.

Je nach Wahl der Vergleichs
basis gelangt man bei diesen 
Maßnahmen zu mehr oder weni
ger hohen Sparsummen. Fest
zuhalten ist jedoch, daß es bei 
einigen Positionen zu absoluten 
Verminderungen der Staatsauf
wendungen kommen wird, daß 
bei anderen Ausgabearten und 
bei den Staatsausgaben insge
samt für die nächsten Jahre ge
ringe positive Zuwachsraten ein
gesetzt wurden. Die Bundes
ausgaben sollen 1976 um 4,1 % 
und 1977 um 3 %  zunehmen. Ein 
Vergleich mit der wohl zu opti
mistisch eingeschätzten gesamt
wirtschaftlichen Entwicklung deu
tet darauf hin, daß mit einem 
relativen Zurückbleiben des 
Staatssektors zu rechnen ist.

Die Sanierung auf der Aus
gabenseite zeigt somit einen re
lativen, zum Teil auch absoluten 
Abbau der Transfers und der 
sonstigen Staatsleistungen, da 
nicht mit kurzfristigen Rationali
sierungserfolgen gerechnet wer
den kann. Diese fiskalisch moti
vierte Verminderung der Lei
stungsabgabe des Staates kann 
— gemessen an den bisherigen 
politischen Zielen — nicht posi
tiv bewertet werden.

Ein noch weiterer Abbau der 
Staatsleistungen soll daher 
durch Steuererhöhungen vermie
den werden, wobei besonders 
die Anhebung der Mehrwert
steuer ab 1977 relevant ist. 
Wenn man als Alternative die 
Anhebung der direkten Steuern 
außer acht läßt, muß diese Maß
nahme positiv beurteilt werden. 
Einmal ist nur durch Steueran
hebungen eine Verminderung 
der künftig auch konjunkturpoli
tisch wohl nicht mehr so günstig 
zu beurteilenden Defizite mög
lich; zweitens kann nur damit 
ein zu starker Abbau der Staats
leistungen verhindert werden; 
zum dritten kann nur auf dieser 
Basis wieder eine erhöhte Dis
positionsfreiheit gewonnen wer
den, ohne die das Regieren 
schlechthin unmöglich ist. Außer
dem war die Erhöhung der Mehr
wertsteuer bereits zusammen 
mit der Reform der Einkommen
steuer eingeplant; vor den poli
tischen Schwierigkeiten der jetzt

isoliert betriebenen Steueranhe
bung ist rechtzeitig gewarnt 
worden.

Die geplanten Steuererhöhun
gen kommen also mittelfristig 
der Wahrnehmung der Staats
aufgaben entgegen. Die Über
prüfung der Struktur dieser 
Staatsaufgaben und damit der 
öffentlichen Ausgaben auf ihre 
gesellschafts- und wirtschafts
politische Bedeutung ist aber 
eine Daueraufgabe. Die jetzt vor
gesehenen relativ geringen Min
derungen der Ausgabenzu
wächse sind deshalb schon kurz
fristig daraufhin zu überprüfen, 
ob damit unverzichtbare Leistun
gen abgebaut wurden und ob es 
sinnvollere Alternativen gibt. Re
zessive Situationen mit ihrer 
fiskalischen Enge sind häufig 
nicht der rechte Moment für end
gültige Beschlüsse, zumal die 
dann traditionsgemäß einsetzen
den Hinweise auf die Finanz
krise, auf Wildwuchs im öffent
lichen Sektor, auf zu hohe Ver
schuldung und Steuerbelastung 
leicht zu einer lediglich fiska
lisch motivierten Selektion ver
leiten. Zu einer richtig verstan
denen Sanierung der Etats führt 
daher weniger ein quantitativ 
nur geringes Sparkonzept, son
dern ein flexibles Sachkonzept, 
das stärker als bisher die ln- 
put-Output-Relationen beachtet. 
Noch mehr gilt diese Warnung 
für Beschlüsse über das künftige 
Gewicht des Staatssektors im 
gesamtwirtschaftlichen Gesche
hen. Überlegungen zur massiven 
Kürzung des Staatsanteils, zur 
Ausgliederung von Staatsfunk
tionen und damit zusammenhän
gend zum Abbau des Personals 
im öffentlichen Dienst dürfen 
einfach nicht allein fiskalisch 
motiviert werden.

Voraussetzung für eine Sa
nierung der Staatsfinanzen ist 
deshalb auch eine verstärkte 
Transparenz über Mittel und 
Ziele der Finanzpolitik. Ein Ka
talog klarer Fragestellungen über 
die Aufgaben des Staates und 
alternative, nicht pauschale Ant
worten könnten daher einem 
dringenden Bedürfnis abhelfen. 
Bis zu den Herbstwahlen 1976 ist 
nicht mehr viel Zeit zu verlieren.

434 WIRTSCHAFTSDIENST 1975 IX


